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(Nr. 2195.) Geſetz über die Verſicherungs-Geſellſchaften der Provinz Schleſien zur Vergütung 
der durch die Rindviehſeuche veranlaßten Verluſte. Vom 30. Juni 1841. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen, ꝛc. c. 


haben die Antraͤge Unſerer getreuen Stände des Herzogthums Schleſien, der 
SE aft Glatz und des a aka Oberlauſitz in Beziehung auf die 
Verſicherungs⸗Geſellſchaften zur Verguͤtung der durch die Rindviehſeuche ent⸗ 
ſtandenen Verluſte einer naͤheren Pruͤfung unterwerfen laſſen, und verordnen 
nach dem Vorſchlage Unſeres Staatsminiſteriums und nach erfordertem Gut⸗ 
achten Unſeres Staatsraths, was folgt: 

§. 1. Die in Schleſien nach dem Reglement vom 24. November 1705. 
und dem Nachtrage vom 15. Februar 1783. errichteten Verſicherungs-Geſellſchaf⸗ 
ten, zur Vergütung der durch Seuche, Brand u. ſ. w. entſtandenen Verluſte am 
Rindvieh, werden vom 1. Januar 1842. ab aufgehoben, und dagegen neue 
Verſicherungs⸗Geſellſchaften nach folgenden Beſtimmungen gebildet. 

5. 2. Fuͤr jeden Regierungs⸗Bezirk der Provinz Schleſien wird eine be 
ſondere Verſicherungs⸗Geſellſchaft zur Verguͤtung der durch die Rindvieh⸗Peſt 
(CLoͤſerduͤrre) verurſachten Verluſte errichtet. 

0 5. 3. Gegenſtand der Verſicherung iſt der Werth desjenigen Rindviehes, 
welches 
a) an der Rindvieh-Peſt, es ſey in oder außer den Quarantaine-Staͤllen, 
gefallen, oder 
b) nach geſetzlicher Vorſchrift zur Ausmittelung, Hemmung oder Unter⸗ 
druͤckung der Rindvieh⸗Peſt (Loͤſerduͤrre) in geſundem oder krankem 
Zuſtande zu Folge obrigkeitlicher Anordnung getoͤdtet worden iſt. 

F. 4. Das Jungvieh unter Einem A W ſo wie das zur Maſtung 
und zum Handel erkaufte Vieh bleibt von der Verſicherung ausgeſchloſſen. 

$. 8. Alle Beſitzer von Rindvieh find verbunden, der Verſcherungs⸗ 
Geſellſchaft ihres Bezirks mit ihrem ganzen, nach $. 4. nicht ausgeſchloſſenen, 
Rindviehſtande beizutreten. 

Jahrgang 1841. (Nr. 2103.) 41 F. 6. 


(Ausgegeben zu Berlin am 6. Oktober 1841.) 
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9.6. Jeder Beſitzer muß alljährlich an dem hierzu beſtimmten Termine 
die Stuͤckzahl ſeines zur Verſicherung geeigneten Rindviehſtandes nach den ver⸗ 
ſchiedenen Gattungen angeben. Die Polizei-Behoͤrde hat die Richtigkeit der 
Angaben zu pruͤfen. 

$. 7. Der Werth des zu verſichernden Viehſtandes darf nicht nach den 
einzelnen Haͤuptern, ſondern nur für jede Gattung nach einem Durchſchnittſatze 
angegeben werden. 

Die Gattungen des Rindviehes, welche bei Angabe des Werthes zu un⸗ 
terſcheiden ſind, werden von jeder Regierung fuͤr ihren Bezirk mit Beruͤckſichti⸗ 
gung der Anträge der Kreisſtaͤnde feſtgeſetzt. Letztere haben in jedem Kreiſe für 
den Werth einer jeden Gattung einen hoͤchſten und niedrigſten Satz zu beſtimmen. 

Der Beſitzer hat der Angabe der Stückzahl (F. 6.) auch die des Werthes 
beizufuͤgen. Die naͤhere Beſtimmung des Werthes bleibt innerhalb des hoͤchſten 
und niedrigſten Satzes dem freien Ermeſſen uͤberlaſſen. 

85 8. Veraͤnderungen in der Angabe des Werthes des verſicherten Rind⸗ 
viehes find nur bei den jährlichen Aufnahmen (F. 6.) zulaͤſſig; eine Vermehrung 
der Stuͤckzahl kann auch im Laufe des Jahres angegeben werden, jedoch nur 
unter der e die Beitraͤge fuͤr das ganze laufende Jahr zu zahlen. 
Die Angabe eines erhoͤhten Werthes, ſo wie im Laufe des Jahres die Angabe 
einer erhoͤheten Stuͤckzahl iſt aber nur dann geſtattet, wenn innerhalb einer Ent⸗ 
fernung von drei Meilen, von dem gewoͤhnlichen Nachtlager aus gerechnet, die 
Rinderpeſt nicht ausgebrochen iſt. 

$. 9. Die Beſitzer des verſicherten Viehes haben Anſpruch auf Verguͤ⸗ 
tung des Werthes der in den Faͤllen des $. 3. gefallenen oder getoͤdteten Stücke. 

Dieſe Verguͤtung wird nach dem vollen Verſicherungs⸗Werthe geleiftet, 
wenn die Zahl der Gattung, zu welcher das gefallene oder getoͤdtete Stück ge⸗ 
hoͤrt, ſeit der letzten 4 des Viehſtandes ($. 6.) unveraͤndert geblieben 
iſt oder ſich vermindert hat. 

Hat ſich dagegen die Stuͤckzahl der betreffenden Gattung ſeit der letzten 
Aufnahme oder ſeit der nach §. 8. im Laufe des Jahres erfolgten höheren An⸗ 
gabe vermehrt, fo wird für jedes gefallene oder getoͤdtete Haupt nur ein gerin⸗ 
erer, nach dem Verhaͤltniſſe der vermehrten Stuͤckzahl berechneter Theil der 
erfiherungs- Summe vergütet. u 

$. 10. Die Mitglieder der Geſellſchaft find verbunden, zu den nach $. 9. 
zu zahlenden Verguͤtungen und zu den Koſten der Verwaltung, inſonderheit der 
Ermittelung des Viehſtandes und der Verluſte, nach Verhaͤltniß der Verſiche⸗ 
rungs⸗Summe beizutragen. 

Die Beitraͤge koͤnnen im Wege der polizeilichen Exekution eingezogen 
werden. 

$. 11., Die Verwaltung der Angelegenheiten der Geſellſchaften wird den 
Regierungen uͤbertragen. 

Dieſe haben, unter Genehmigung des Miniſters des Innern, zur Aus⸗ 
fuͤhrung dieſes Geſetzes, namentlich in Anſehung der Aufnahme der Viehſtaͤnde, 
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der Ermitttelung der Verluſte, der Vertheilung und Aufbringung der Beiträge, 
und der Kaſſen⸗Verwaltung, die näheren Anordnungen zu treffen und zur öffent: 
lichen Kenntniß zu bringen. 

$. 12. Wegen Verguͤtung aller ſolcher Schäden am Rindvieh, die ſich zum 
Erſatze nach der gegenwaͤrtigen Verordnung nicht eignen, ble bt den Mitgliedern 
der ce genannten Geſellſchaften auch der Beitritt zu anderen Verſiche⸗ 
rungs⸗Anſtalten freigeſtellt. 

$. 13. In Bezug auf die Steuer⸗Remiſſion wird durch die gegenwaͤr⸗ 
tige Verordnung nichts geaͤndert. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Sansſouci, den 30. Juni 1841. 


(J. S.) Friedrich Wilhelm. 
Freiherr v. Muͤffling. v. Kamptz. Muͤhler. v. Rochow. 


Beglaubigt: 
v. Duͤesberg. 


(Nr. 2198.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 26. Juli 1841., die Belegung der Sparkaſſen⸗ 
Beſtände betreffend. 


Ak den Bericht des Staats⸗Miniſteriums vom 9. d. M. will Ich die Ober⸗ 
. ermaͤchtigen, da wo die Ortsverhaͤltniſſe es nothwendig machen, die 

leihung der Sparkaſſen⸗Beſtaͤnde auch auf eine andere, als die im F. 5. des 
Reglements uͤber die Einrichtung des Sparkaſſenweſens vom 12. Dezember 1838. 
vorgeſchriebene erſte 1 zu geſtatten, wenn nur die zu beſtellende Hypothek 
die erſte Hälfte des Werths des zu verpfändenden Grundſtuͤcks nicht uͤberſchreitet. 
Das Staatsminiſterium hat dieſe Beſtimmung durch die Geſetz⸗ Sammlung 
zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Sansſouci, den 26. Juli 1841. 
Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 
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(Nr. 2197.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 18. Auguft 1841., betreffend die Sportel⸗ 


und Stempelfreiheit der Gutsherrſchaften, fo wie der Stadt- und Land⸗ 
gemeinden in Armen⸗ Angelegenheiten. 


G mit der in dem Berichte des Staatsminiſteriums vom 7. d. M. 
vorgetragenen Anſicht will Ich die nach F. 145. des Anhangs zur Allgemeinen 
Gerichts⸗Ordnung, $. 2. Nr. 5. der Einleitung zur Gebuͤhren⸗Taxe vom 23. 
Auguſt 1815. $. 4. Nr. 2. der Deklaration vom 27. Juni 1811. und F. 3. 
lit. i. des Stempelgeſetzes vom 7. Maͤrz 1822. ſaͤmmtlichen Armen⸗Anſtalten in 
Prozeſſen und ſonſtigen Angelegenheiten zuſtehende Sportel- und Stempelfreiheit 
hiermit auch den Gutsherrſchaften, ſowie den Stadt- und den Landgemeinden 
in der ganzen Monarchie für alle Armen-Angelegenheiten bewilligen; jedoch 
mit der Einſchraͤnkung, daß ſie dieſe Befreiung durch Uebernahme von Koſten 
und Stempeln, welche nach den beſtehenden Vorſchriften den Privat-Perfonen, 
mit welchen ſie Vertraͤge ſchließen, zur Laſt fallen wuͤrden, auf die letzteren zu 


e uͤbertragen, nicht befugt ſein ſollen. Dieſe Beſtimmung iſt durch die Geſetz— 


Sammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Sansſouci, den 18. Auguſt 1841. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


(Nr. 2198.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 8. September 1841., wegen des durch die Re— 
gierung zu Coblenz zu erlaſſenden öffentlichen Aufgebots ſämmtlicher In— 
tereſſenten, welche auf die in den Beſitz des diesſeitigen Domainen⸗Fiskus 
übergangenen Polcher Dingtags-Beſitzungen und die davon aufgekommenen 
Revenüen einen Anſpruch zu haben vermeinen. 


U. die etwa noch vorhandenen Anſpruͤche an die im Bezirke der Regierung 
zu Coblenz belegenen aus der Franzoͤſiſchen Verwaltung in den Beſitz des dies⸗ 
ſattgen Domainen-Fiskus uͤbergegangenen Beſitzungen des Polcher Dingtags 
definitiv zu erledigen, beſtimme Ich auf Ihren Bericht vom 15. v. M., mit 
Beziehung auf die Kabinetsorder vom 9. Juli 1831., daß ſaͤmmtliche In⸗ 
tereſſenten, welche aus irgend einem Rechtsgrunde an dieſe Beſitzungen und die 
davon — Revenuͤen einen Anſpruch zu haben vermeinen, durch ein 
von der Regierung zu Coblenz zu erlaſſendes öffentliches Aufgebot zur Wahr: 
nehmung und Ausfuͤhrung ihrer Rechte innerhalb einer dreimonatlichen Friſt unter 
der Verwarnung der Praͤkluſion mit allen ihren Anſpruͤchen an den Fiskus, vor⸗ 
geladen werden ſollen. 


Domanze, den 8. September 1841. 
Friedrich Wilhelm. 


An den Staatsminiſter v. Ladenberg. 


